
der Gesetzgebung ist das Gesetz der UdSSR „Uber die 
allgemeine Wehrpflicht“, das vom Obersten Sowjet der 
UdSSR verabschiedet worden ist.

*

Das sind die Hauptrichtungen für die Vervollkomm­
nung der sowjetischen Gesetzgebung, die sich aus den 
Beschlüssen des XXIV. Parteitages der KPdSU erge­
ben.
Die Vervollkommnung der Gesetzgebung ist ein kom­
plizierter und vielseitiger Prozeß. Sie schließt sowohl 
die Erneuerung der vom Obersten Sowjet der UdSSR 
und von den Obersten Sowjets der Unionsrepubliken 
und der autonomen Republiken verabschiedeten Ge­
setze als auch des gesamten Systems anderer Norma­
tivakte in sich ein. Im Prozeß der laufenden Recht­
setzung wird die sowjetische Gesetzgebung vervoll­
kommnet durch den Erlaß von Normativakten zu 
neuen, bisher nicht geregelten Fragen, durch neue Akte 
als Ersatz für veraltete, durch die Säuberung der Ge­
setzgebung von Akten, die faktisch außer Kraft getre­
ten sind, durch Berichtigungen und Ergänzungen der 
geltenden Akte und durch die Vereinigung zahlreicher 
Akte, die einen bestimmten Kreis von Beziehungen 
regeln, zu einem Akt oder zu mehreren Akten. Beson­
dere Bedeutung für die Gesetzgebung hat aber die Ko­
difikation, bei der durch den Erlaß zusammengefaßter 
Akte, die in streng logischer Anordung die grundlegen­
den Normen eines bestimmten Zweiges der Gesetz­

gebung enthalten, nicht nur neue Fragen entschieden, 
sondern auch die bisher erlassenen Normen dieses 
Zweiges geordnet werden. Die Verabschiedung einer 
Reihe von Grundlagen für die Gesetzgebung der 
UdSSR und der Unionsrepubliken sowie von Gesetz­
büchern der Republiken zeugt davon, daß der Gesetz­
geber die Kodifikation aktiv sowohl zur Vervollkomm­
nung der Gesetzgebung im direkten Sinne dieses Wor­
tes als auch zur Schaffung der juristischen Grundlagen 
für die Vervollkommnung des gesamten Systems ju­
ristischer Normativakte des Sowjetstaates benutzt.
Ein wichtiger Schritt bei dieser Angelegenheit ist 
zweifellos die Herausgabe einer Sammlung der gelten­
den Gesetzgebung der UdSSR: den Staatsorganen wird 
das gesamte geltende Normativmaterial der ganzen 
Union in systematischer Form zur Verfügung gestellt. 
Damit wird eine normative Grundlage geschaffen, von 
der aus die Vervollkommnung der einzelnen Institute 
und Zweige der Gesetzgebung vor sich gehen wird.

Die Vervollkommnung der Gesetzgebung ist die wich­
tigste Voraussetzung für die Entfaltung der sozialisti­
schen Demokratie und die Festigung der Gesetzlich­
keit. Sie wird zur Verwirklichung des imposanten Pro­
gramms der neuen Etappe des kommunistischen Auf­
baus beitragen, das vom XXIV. Parteitag der KPdSU 
aufgezeigt worden ist.
(Leitartikel aus „Sowjetskaja justizija“ 1971, H e f t  20, 
übersetzt von Wilfried Jäschke, Berlin; redaktionell ge­
ringfügig gekürzt)

Aus der Praxis — für die Praxis

Welchen Einfluß hat der Verzehr von Weinbrandbohnen 
auf den Grad der Trunkenheit?
In einem Strafverfahren wegen Ver­
kehrsgefährdung durch Trunkenheit 
(§ 200 StGB) trat die Frage auf, ob 
der Verzehr von Weinbrandbohnen 
einen relevanten Blutalkoholspdegel 
herbeiführen und damit eine erheb­
liche Beeinträchtigung der Fahrtüch­
tigkeit verursachen kann. Der Ange­
klagte ist in den frühen Morgenstun­
den mit einem Moped gefahren, 
nachdem er am Vorabend bis gegen 
21 Uhr zwei Glas Kognak und vier 
Glas Bier getrunken hatte. Die um 
8.10 Uhr des Tattages durchgeführte 
Blutalkoholuntersuchung ergab 1,2 
Promille. Der Angeklagte gab dazu 
an, daß er am Vorabend außer den 
alkoholischen Getränken noch eine 
Schachtel Weinbrandbohnen verzehrt 
hat. Um 5 Uhr sei er mit seinem Mo­
ped zur Arbeit gefahren und habe 
bis um 7 Uhr nochmals 17 Wein­
brandbohnen gegessen und alkohol­
haltige Magentropfen eingenommen.

Auf Grund dieser Angaben des An­
geklagten beschloß das Gericht in der 
Hauptverhandlung, ein medizinisches 
Sachverständigengutachten darüber 
anzufordern, ob zwei Eßlöffel Medi­
zin „Vegeta“ (13% Alkoholgehalt) 
und 17 Weinbrandbohnen, eingenom­
men in der Zeit von 5 bis 7 Uhr, ent­
scheidend dazu beigetragen haben,

daß um 8.10 Uhr ein Blutalkohol­
gehalt von 1,2 Promille festgestellt 
worden ist.
Um zu einer genauen Beurteilung 
kommen zu können, wurde vom 
medizinischen Sachverständigen der 
Direktor des VEB Vereinigte Süß­
warenwerke Delitzsch/Eilenburg — 
aus diesem Werk stammten die vom 
Angeklagten verzehrten Weinbrand­
bohnen — über das Gewicht sowie 
den Füllungs- und Alkoholgehalt von 
Kognakbohnen mit und ohne Kruste 
befragt. Dieser teilte mit, daß jede 
Kognakbohne maximal 1 g Alkohol 
enthält. Fest steht auch, daß der Al­
koholgehalt der Magentropfen „Ve­
geta“, die der Angeklagte eingenom­
men hat, 13 % beträgt.
Berücksichtigt man diese Angaben, 
dann hat der Verzehr von 17 Wein­
brandbohnen zur Aufnahme von ma­
ximal 17 g Alkohol und die Einnahme 
des Medikaments zur Aufnahme von 
höchstens 4 g Alkohol geführt. Ins­
gesamt waren damit in der Zeit von 
5 bis 7 Uhr höchstens 21 g Alkohol 
zur Resorption gelangt.
Objektiv steht die Blutalkoholkon­
zentration um 8.10 Uhr mit 1,2 Pro­
mille fest. Geht man von den nor­
malen Abbauzeiten des Alkohols und

von dem angegebenen Zeitpunkt des 
Trinkens bzw. der Einnahme des 
Medikaments und Weinbrandbohnen 
aus, dann ist folgendes festzustellen:
Der nach den Angaben des Ange­
klagten am Abend eingenommene 
Alkohol, einschließlich dem in Form 
von Weinbrandbohnen, wäre am 
nächsten Tag um 5 Uhr voll elimi­
niert gewesen. Die Resorption des 
danach in Form von Weinbrandboh­
nen und - Medikament eingenomme­
nen Alkohols war um 8 Uhr abge­
schlossen. Nimmt man die für den 
Angeklagten günstigen Daten, dann 
liegt der Blutalkoholspiegel um 8 Uhr 
(ausschließlich des Alkohols, den der 
Angeklagte nach 5 Uhr in Form von 
Weinbrandbohnen und Medikament 
eingenommen hat) zwischen 0,7 und 
0,9 Promille. Rechnet man auf den 
rechtserheblichen Zeitpunkt um 5 Uhr 
zurück, dann betrug der Blutalkohol­
spiegel zwischen minimal 1,1 und 
maximal 1,4 Promille. Die Angaben 
des Angeklagten über die am Vor­
abend eingenommene Trinkmenge 
sind also nicht zutreffend. Unter die­
sen Umständen ist der Angeklagte 
mit Sicherheit im Zustand einer 
alkoholbedingten erheblichen Beein­
trächtigung der Fahrtüchtigkeit im 
Sinne des § 200 Abs. 1 StGB gewe­
sen.
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